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1.  EINFÜHRUNG

Die Vermögensübertragung gegen Rentenzahlungen innerhalb 
der Familie ist ein Konzept der privaten Altersvorsorge. Mit der 
Vermögensübertragung gegen Rentenzahlungen wird i. d. R. die 
Erbfolge vorweggenommen. Die potenziellen Erblasser über-
tragen ihr Vermögen schon zu Lebzeiten auf die nächste oder 
übernächste Generation und erwarten im Gegenzug monat-
liche Zahlungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bis ans 
Lebensende. Damit dieses Konzept auch einkommensteuerlich 
vorteilhaft berücksichtigt werden kann, müssen verschiedene 
Voraussetzungen beachtet werden. Aber auch schenkungsteuer-
rechtlich ergeben sich Konsequenzen.

2.  EINORDNUNG DER RENTENZAHLUNGEN

Bei den zu leistenden Rentenzahlungen muss unterschieden 
werden, ob es sich bei diesen Rentenzahlungen um:

	— (steuerlich begünstigte) Versorgungsleistungen,
	— Unterhaltsleistungen oder um
	— Kaufpreiszahlungen in Form von Raten (Kaufpreisrente)

handelt.1

Diese drei Arten der Rentenzahlungen schließen sich gegensei-
tig aus. Das bedeutet, wenn eine Versorgungsleistung vorliegt, 
kann keine Unterhalts- oder Kaufpreisrente vorliegen. Soweit 
eine Unterhaltsleistung vorliegt, kann es keine Kaufpreisrente 
sein. Ziel einer steuerlich vorteilhaften Gestaltung ist regelmäßig 
die Übertragung des Vermögens gegen steuerlich begünstigte 
Versorgungsleistungen, weshalb in diesem Merkblatt der Fokus 
darauf gelegt wird.

1	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 1.
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Vorweggenommene Erbfolge sinnvoll steuerlich gestalten

3.  ÜBERTRAGUNG DES VERMÖGENS GEGEN 
STEUERLICH BEGÜNSTIGTE VERSORGUNGS­
LEISTUNGEN

Steuerlich sinnvoll ist das Konzept der Vermögensübergabe 
gegen Rentenzahlungen, wenn die Kinder oder Enkel die an die 
Eltern oder Großeltern geleisteten Zahlungen als Sonderausga-
ben in ihrer Einkommensteuererklärung absetzen können, also 
steuerlich begünstigte Versorgungsleistungen vorliegen.2 Die El-
tern oder Großeltern hingegen müssen diese Einnahmen versteu-
ern.3 Durch diesen Transfer kann aber der meist hohe Steuersatz 
der noch erwerbstätigen Generation gesenkt und im Gegenzug 
der meist niedrigere Steuersatz der nicht mehr erwerbstäti-
gen Generation genutzt werden (sog. Generationensplitting). 
Durch diese familieninternen Zahlungen können so insg. Steuern 
gespart werden. Ein weiterer Vorteil ist, dass diese Vermögens-
übergabe, wenn die Voraussetzungen für die Begünstigung erfüllt 
sind, als unentgeltlicher Vorgang zählt und stille Reserven damit 
nicht aufgedeckt werden müssen.4

Der wesentliche Aspekt dieser Vermögensübertragung liegt 
darin, dem Vermögensübergeber eine lebenslange angemessene 
Versorgung zu garantieren. Er trennt sich von dem ertragbrin-
genden Vermögen zugunsten der nächsten Generation — i. d. R. 
auch bereits deshalb zu Lebzeiten, um noch unterstützend zur 
Seite zu stehen, aber auch um erb- und schenkungsteuerliche 
Freibeträge optimal bzw. mehrfach nutzen zu können — und er-
wartet dementsprechend eine angemessene finanzielle Versor-
gung durch die Bedachten.

I. d. R. sind bei derartigen Übergabeverträgen die Leistung und 
Gegenleistung, also das übertragene Vermögen und der Ren-
tenbarwert der monatlichen Zahlungen, nicht gleichwertig. 
Es handelt sich um ein Instrument der vorweggenommenen 
Erbfolge und der Übernehmer des Vermögens soll in aller Regel 
wenigstens zumindest teilweise eine unentgeltliche Zuwendung 
erhalten. Die Höhe der Rente orientiert sich am Versorgungs-
bedürfnis des Übergebers und nicht am Wert des übergebenen 
Vermögens. Jedoch kann dies auch anders gestaltet werden und 
die Beteiligten bemessen die monatliche Rente nicht nach dem 
Versorgungsbedürfnis des Überträgers des Vermögens, son-
dern Leistung und Gegenleistung (Rentenzahlung) werden nach 
kaufmännischen Gesichtspunkten ermittelt. In dem Fall liegt eine 
Kaufpreisrente mit Anschaffungskosten und Veräußerungsge-
schäft vor und die steuerlich begünstigte Vermögensübertragung 
gegen Versorgungsleistungen kommt nicht in Betracht (siehe 
hierzu 5. Einordnung der Rentenzahlungen als Kaufpreisrente).

Die steuerlich begünstigte Übertragung von Vermögen gegen 
Versorgungsleistungen mit Sonderausgabenabzug ist jedoch nur 
im Hinblick auf besonderes Vermögen und bestimmte Empfänger 
möglich. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, können keine 
begünstigten Versorgungsleistungen vorliegen und es ist zu prü-
fen, ob die Rentenzahlungen als Unterhaltsleistung (siehe hierzu 
4. Einordnung der Rentenzahlungen als Unterhaltsleistungen) 
oder Kaufpreisrente (siehe hierzu 5. Einordnung der Rentenzah-
lungen als Kaufpreisrente) einzuordnen sind.

2	 § 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG.
3	 § 22 Nr. 1a EStG.
4	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 

Rz. 5; BFH, Urteil v. 09.05.2017 — IX R 1/16, BStBl. II 2018, S. 91.

3.1  Gegenstand der Vermögensübertragung
Gegenstand einer solchen begünstigten Vermögensübertragung 
können nur:

	— Mitunternehmeranteile,
	— Mitunternehmerteilanteile,
	— Betriebe,
	— Teilbetriebe sowie
	— GmbH-Anteile

sein.

Anderes Vermögen — wie betriebliche Einzelwirtschaftsgüter, 
private Immobilien oder sonstiges Kapitalvermögen — kann nicht 
als begünstigte Vermögensübergabe gegen Renten übertragen 
werden. Wird solches Vermögen gegen Rentenzahlungen über-
tragen, gelten andere Regelungen (siehe hierzu 5. Einordnung 
der Rentenzahlungen als Kaufpreisrente).

Besonderheit bei der Übertragung eines GmbH-Anteils: Der 
GmbH-Anteil muss mind. 50 % betragen und der Übernehmer 
des Anteils muss als Geschäftsführer tätig werden. Zuvor muss 
der Übergeber des Anteils als Geschäftsführer tätig gewesen 
sein. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, kommt der Abzug 
der Versorgungsleistungen als Sonderausgaben nicht zum Tra-
gen.

3.1.1  Mitunternehmeranteil und Mitunternehmerteilanteil
Der Mitunternehmeranteil oder der Mitunternehmerteilanteil 
kann grundsätzlich an einer OHG, einer KG, einer GbR, aber 
auch an einer Gütergemeinschaft, einer Erbengemeinschaft, 
einer Bruchteilsgemeinschaft bestehen oder eine atypisch stille 
Gesellschaft sein. Aber auch die Aufnahme z. B. eines Kindes in 
das bis dahin bestehende Einzelunternehmen ist begünstigt. Bei 
den entsprechenden Personengesellschaften müssen zudem 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder 
selbstständiger Arbeit erzielt werden. Werden Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung erzielt, ist der Sonderausgabenabzug 
für die geleisteten Zahlungen nicht möglich.

Allerdings ist eine gewerbliche Infizierung für dieses Modell 
ausreichend. Daher kann auch der Mitunternehmeranteil an einer 
Besitzgesellschaft im Rahmen einer Betriebsaufspaltung im Zu-
sammenhang mit Versorgungsleistungen begünstigt übertragen 
werden. Dies gilt jedoch nur, soweit ihr die gewerbliche Tätigkeit 
der Betriebsgesellschaft auch nach der Übertragung zugerech-
net wird. Problematisch kann in diesem Zusammenhang jedoch 
die Beendigung bzw. der Wegfall der Betriebsaufspaltung sein. 
Nicht ausreichend, um die geleisteten Zahlungen als Sonderaus-
gaben absetzen zu können, ist hingegen eine bloße Beteiligung 
an einer gewerblich tätigen Gesellschaft oder eine gewerbliche 
Prägung, wenn die Gesellschaft selbst keine gewerbliche Tätig-
keit ausübt.5

Bei der Übertragung des Mitunternehmeranteils bzw. eines 
Mitunternehmerteilanteils ist es wichtig, auch das entsprechen-
de Sonderbetriebsvermögen mit zu übertragen. Wird dieses 
(überquotal) zurückbehalten, sieht die Finanzverwaltung in 
dem Vorgang keine begünstigte Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen und der Sonderausgabenabzug wird 

5	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 10.
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verweigert.6 Unschädlich ist es jedoch, wenn funktional wesent-
liches Sonderbetriebsvermögen eine juristische Sekunde vor der 
Übertragung des verbliebenen Mitunternehmeranteils veräußert, 
ins Privatvermögen überführt oder nach § 6 Abs. 5 EStG in ein 
anderes Betriebsvermögen desselben Steuerpflichtigen übertra-
gen wird.7

3.1.2  Betrieb oder Teilbetrieb
Ein Betrieb umfasst den gesamten Betrieb für den noch keine 
Betriebsaufgabeerklärung abgegeben worden ist8. Bei einem 
begünstigt zu übertragenden Teilbetrieb muss es sich um einen 
mit einer gewissen Selbstständigkeit ausgestatteten, organisch 
geschlossenen Teil des Gesamtbetriebes handeln. Für sich 
betrachtet muss er alle Merkmale eines Betriebes aufweisen und 
für sich lebensfähig sein. Zu beachten ist bei der Übertragung 
eines Teilbetriebes insb., dass der Teilbetrieb bereits vor der Ver-
mögensübergabe bestanden haben muss und nicht erst durch die 
Vermögensübergabe entstanden ist. Die sog. Teilbetriebsfiktion 
für eine 100 %ige Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft findet 
im Rahmen der begünstigten Übertragung gegen Versorgungs-
leistungen keine Anwendung. Hier kann u. U. jedoch die Begüns-
tigung für die Übertragung eines GmbH-Anteils in Betracht 
kommen (siehe hierzu 3.1.3 GmbH-Anteil).

Begünstigt ist auch die Übergabe eines verpachteten Betriebs, 
da die Betriebsverpachtung im Ganzen als aktive betriebliche 
Tätigkeit zählt.

3.1.3  GmbH-Anteil
Der zu übertragende GmbH-Anteil muss mind. 50 % betragen 
und der Übernehmer des Anteils muss als Geschäftsführer 
die geschäftsführende Tätigkeit des Übergebers übernehmen. 
Gleiches gilt grundsätzlich für Gesellschaftsformen in der EU und 
dem EWR, die der deutschen GmbH vergleichbar sind und der 
Unternehmergesellschaft, der sog. Mini-GmbH — nicht jedoch für 
Anteile an Aktiengesellschaften.

Bei der Mindestgröße von 50 % gilt es zu beachten, dass 
mehrere Teilübertragungen nicht zusammengerechnet werden. 
Überträgt der Vater, der einen Anteil von 70 % hält, seinem Sohn 
z. B. zweimal 35 % gegen Versorgungsleistungen, liegt insg. keine 
begünstigte Übergabe von Vermögen gegen Versorgungsleis-
tungen vor. Allerdings muss er die 70 % auch nicht in einem Zug 
übertragen. Es reicht aus, wenn er in einem Zug mind. 50 % der 
GmbH-Anteile übergibt.

Daneben gilt es, die Voraussetzung der Geschäftsführungs-
tätigkeit zu beachten. Unschädlich ist es z. B., wenn der Sohn 
auch vor der Anteilsübertragung schon als Geschäftsführer 
tätig war. Schädlich ist es hingegen, wenn der Übergeber seine 
Geschäftsführungstätigkeit nicht aufgibt. Eine Geschäftsführung 
als Arbeitnehmer, einer freien Mitarbeit oder auf Grundlage eines 
Beratervertrages ist jedoch für den Übergeber möglich.9

6	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 8; BMF, Schreiben v. 20.11.2019, Zweifelsfragen zu § 6 Abs. 3 
EStG, BStBl. I 2019, S. 1291, Rz. 40 und 21.

7	 BMF, Schreiben v. 20.11.2019, Zweifelsfragen zu § 6 Abs. 3 EStG, 
BStBl. I 2019, S. 1291, Rz. 9a und 10.

8	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 12 und 13.

9	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 15 bis 19.

ACHTUNG Wenn der Übernehmer die Geschäftsführungstä-
tigkeit aufgibt, liegen ab diesem Moment keine begünstigten 
Versorgungsleistungen mehr vor und der Sonderausgabenab-
zug wird versagt.

Die Voraussetzung des Geschäftsführerwechsels kann auch nicht 
durch die kurzfristige Einlage des GmbH-Anteils in ein Betriebs-
vermögen umgangen werden, wenn zwischen der Einlage und der 
Übertragung des Betriebs weniger als ein Jahr vergangen ist.10 
In einem solchen Fall wird vermutet, dass versucht wird, dass 
statt eines GmbH-Anteils ein Mitunternehmeranteil oder Betrieb 
begünstigt gegen Versorgungsleistungen zu übertragen, um die 
Regelung zum Geschäftsführerwechsel zu umgehen.

Zu beachten ist, dass der GmbH-Anteil aus dem Privatvermögen 
heraus zu übertragen ist, wenn eine begünstigte Vermögens-
übergabe gegen Versorgungsleistungen vorliegen soll. Sollen 
GmbH-Anteile aus dem Betriebsvermögen begünstigt übertragen 
werden, bleibt nur die vorherige Entnahme aus dem Betriebsver-
mögen ins Privatvermögen mit dem Teilwert und der Auflösung 
der stillen Reserven.11

3.1.4  Übertragung unter Nießbrauchsvorbehalt
Bei vorbehaltenem Totalnießbrauch kommt eine begünstigte 
Übertragung von Vermögen gegen Versorgungsleistungen nicht 
in Betracht. Allerdings kann ein vorbehaltenes Nutzungsrecht 
gegen begünstigte Versorgungsleistungen abgelöst werden. 
Wichtig hierbei ist jedoch, dass es in diesem Fall entscheidend 
darauf ankommt, dass das Nutzungsrecht mit dem Ziel abgelöst 
wird, die Bewirtschaftung des übergehenden Vermögens fortzu-
führen und nicht das nun lastenfreie Vermögen zu veräußern. Im 
Falle der unentgeltlichen Übertragung eines verpachteten Gewer-
bebetriebs entweder gegen Versorgungsleistungen oder unter 
Vorbehalt des Nießbrauchs sollte die Rechtsprechung des BFH v. 
08.08.2024 — IV R 1/20 unbedingt beachtet werden. Es zeigt die 
Rechtsfolgen der Gestaltungen auf.

3.2  Begünstigte Empfänger
Für eine begünstigte Versorgungsleistung, also der Übertragung 
o. g. Vermögens gegen Rentenzahlung mit der Abzugsmöglich-
keit als Sonderausgaben, bedarf es grundsätzlich eines Falls der 
vorweggenommenen Erbfolge.12 Damit ist gemeint, dass eine 
einzelvertragliche Regelung unter Lebenden, aber mit Rücksicht 
auf die künftige Erbfolge, vorgenommen wird. Diese einzelver-
tragliche Regelung muss dabei eine Schenkung i. S. d. § 516 BGB 
sein. Die Vermögensübertragung im Zusammenhang mit so einer 
begünstigten Versorgungsleistung kann auch vorliegen, wenn 
der Rechtsgrund zwar in einer Verfügung von Todes wegen liegt, 
aber die Vermögensübertragung im Wege der vorweggenom-
menen Erbfolge begünstigt gewesen wäre.13 Das ist z. B. der Fall, 
wenn vom nicht befreiten Vorerben solche Rentenzahlungen an 
den Nacherben zu entrichten sind.

10	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 23.

11	 BMF, Schreiben v. 13.01.1993, Vorweggenommene Erbfolge, BStBl. I 
1993, S. 80, Rz. 33.

12	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 2.

13	 BFH, Urteil v. 11.10.2007 — X R 14/06, BStBl. II 2008, S. 123; BFH, 
Urteil v. 16.06.2021 — X R 30/20, BStBl. II 2022, S. 161.
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BEISPIEL Der Vater und der Sohn betreiben gemeinschaftlich 
eine gewinneinkünfteerzielende Mitunternehmerschaft, wobei 
der Vater zu 75 % und der Sohn zu 25 % beteiligt ist. Der 
Vater verstirbt. Alleinerbin des Mitunternehmeranteils vom 
Vater wird die Mutter, allerdings mit der Auflage (Vermächt-
nis), dem Sohn 25 % der Gewinne aus dem Mitunternehmeran-
teil zuzuwenden. Der Sohn ist vom Vater bereits als Nacherbe 
bestimmt, wovon sich die Mutter als Vorerbin nicht befreien 
kann. Die Zahlungen der Mutter an den Sohn sind als Sonder-
ausgaben nach § 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG abziehbar und beim 
Sohn nach § 22 Nr. 1a EStG zu versteuern.

Als Empfänger der begünstigten Rentenzahlungen kommen 
der Übertragende selbst, der Ehegatte/Lebenspartner i. S. d. 
Lebenspartnerschaftsgesetz oder die erb- und pflichtteilsbe-
rechtigten Kinder oder Enkel in Betracht. Nicht zum Generatio-
nenverbund gehörende Personen, wie ein Lebensgefährte oder 
entferntere und nicht in gerader Linie Verwandte, können keine 
begünstigten Empfänger sein. Auch Geschwister des Überneh-
mers können grundsätzlich keine Empfänger solch begünstigter 
Versorgungsleistungen sein — bei solchen Zahlungen handelt 
es sich i. d. R. um ein ratenweises gezahltes Gleichstellungs-
geld, welches einen Anschaffungs- und Veräußerungsvorgang 
auslöst (siehe hierzu 5. Einordnung der Rentenzahlungen als 
Kaufpreisrente).14

3.3  Weitere Voraussetzungen
3.3.1  Lebenslange Rente
Eine begünstigte Vermögensübergabe mit Sonderausgabenab-
zug für die geleisteten Zahlungen liegt nur vor, wenn die Rente 
lebenslang geleistet wird.

3.3.2  Ausreichend ertragbringende Einheit
Voraussetzung für die begünstigte Übertragung von Vermögen 
gegen Versorgungsleistungen ist grundsätzlich, dass es sich bei 
dem übertragenen Vermögen um ertragbringendes Vermögen 
handelt und die Rentenzahlungen aus dem übernommenen Ver-
mögen erwirtschaftet werden können.15 Davon ist dann auszuge-
hen, wenn nach überschlägiger Betrachtung die wiederkehrenden 
Leistungen an die Eltern oder Großeltern nicht höher sind als der 
langfristig erzielbare Ertrag. Dem Übernehmer des Vermögens, 
in aller Regel die Kinder oder Enkel, muss es möglich sein, die 
Zahlungen an die Eltern oder Großeltern aus dem Ertrag, den das 
übertragene Vermögen abwirft, bezahlen zu können. Problema-
tisch kann es also bei länger andauernden Verlustperioden oder 
Phasen mit nur geringen Gewinnen werden.

Die ausreichende Ertragskraft wird bei übertragenen Mitunter-
nehmeranteilen, Betrieben oder Teilbetrieben bzw. dem 50 %igen 
GmbH-Anteil, deren Betätigung fortgeführt wird, regelmäßig 
unterstellt. Der Nachweis der ausreichenden Ertragskraft des 
übertragenen Vermögens mittels Gewinnprognose ist meist 
nur bei verpachteten begünstigten Vermögen erforderlich und 
insb. dann, wenn nicht begünstigtes Vermögen mit übergeben 
wird. Für die Bestimmung der Ertragskraft wird ein Norm-
betriebsergebnis herangezogen. Sondereffekte wie erhöhte 
Abschreibungen, Sonderabschreibungen oder außerordentliche 
Aufwendungen und Erträge sowie der Unternehmerlohn als auch 
das Geschäftsführergehalt des Übergebers werden darin über 

14	 BMF, Schreiben v. 13.01.1993, Vorweggenommene Erbfolge, BStBl. 
I 1993, S. 80, Rz. 7; BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, 
BStBl. I 2010, S. 227, Rz. 50.

15	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 26.

Korrekturen neutralisiert.16 Konnte die ausreichende Ertragskraft 
des übertragenen Vermögens einmal nachgewiesen werden, er-
folgt später regelmäßig keine Überprüfung mehr. Eine Ausnahme 
besteht bei Übertragung von Vermögen durch den Übernehmer 
an Dritte. In dem Fall ist die Ertragskraft des zurückbehaltenen 
Vermögens relevant.

3.3.3  Unbeschränkte Steuerpflicht des Empfängers der 
Versorgungsleistungen
Der Empfänger der Versorgungsleistungen muss in Deutsch-
land unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sein.17 Eine echte 
unbeschränkte Einkommensteuerpflicht des Empfängers ist nur 
dann nicht notwendig, wenn der Empfänger seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines EU- oder 
EWR-Staates hat und die Besteuerung der erhaltenen Leistun-
gen beim Empfänger durch eine Bescheinigung der zuständigen 
ausländischen Steuerbehörde nachgewiesen wird. Eine fiktive 
unbeschränkte Steuerpflicht für Familienangehörige in der EU/
EWR nach § 1a EStG ist daher für den Sonderausgabenabzug des 
Leistenden der Rentenzahlungen ausreichend.

3.3.4  Anforderungen an den Übergabevertrag
Für die steuerliche Anerkennung muss die Vermögensübertra-
gung gegen Versorgungsleistungen auf einem rechtswirksam 
geschlossenen Übergabevertrag beruhen. Die Leistungen müs-
sen entsprechend der Vereinbarung auch tatsächlich erbracht 
werden. Die Vereinbarungen müssen zudem zu Beginn des durch 
den Übergabevertrag begründeten Rechtsverhältnisses getrof-
fen werden und spätere Änderungen dürfen keine Rückwirkung 
entfalten. Zudem sind eine Änderung des Übergabevertrags und 
eine Anpassung der Versorgungsleistungen nur möglich, wenn 
sie durch ein i. d. R. langfristig verändertes Versorgungsbedürfnis 
des Vermögensübergebers bzw. die veränderte wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Vermögensübernehmers veranlasst ist. 
Zu beachten ist bei Zahlungen, die wegen eines erhöhten Ver-
sorgungsbedürfnisses auf der Grundlage eines neuen Vertrags 
erbracht werden, es sich um freiwillige Leistungen handelt, wenn 
sie nicht (mehr) aus dem Ertrag des übergebenen Vermögens 
erbracht werden können. Diese freiwilligen Leistungen sind steu-
erlich nicht berücksichtigungsfähig und werden wie nicht abzugs-
fähiger Unterhalt behandelt (4. Einordnung der Rentenzahlungen 
als Unterhaltsleistungen).

3.4  Steuerliche Behandlung …
3.4.1   … der empfangenen Versorgungsleistungen 
beim Vermögensübergeber
Die erhaltenen Zahlungen werden bei den Eltern bzw. Großeltern 
als wiederkehrende Bezüge behandelt, wenn die Zahlungen beim 
Leistenden als Sonderausgaben berücksichtigungsfähig sind. Für 
die Steuerpflicht der empfangenen Leistungen kommt es jedoch 
nicht darauf an, dass sich die Sonderausgaben auch steuermin-
dernd beim Leistenden ausgewirkt haben. Die wiederkehrenden 
Bezüge sind in vollem Umfang steuerpflichtig.18 Eine Aufteilung in 
einen Zins- und Tilgungsteil findet nicht statt.

16	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 32 bis 35.

17	 § 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG.
18	 § 22 Nr. 1a EStG.
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3.4.2   … der geleisteten Versorgungsleistungen 
beim Vermögensübernehmer
Die gezahlten Versorgungsleistungen sind grundsätzlich in voller 
Höhe als Sonderausgaben abzugsfähig, wenn der Empfänger der 
Versorgungsleistungen in Deutschland unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig ist.19

3.4.3  … des übertragenen Vermögens
Bei der Übertragung gegen Versorgungsleistungen liegt eine un-
entgeltliche Vermögensübertragung vor. Damit hat der Überge-
ber keine Veräußerung und keine stillen Reserven aufzulösen und 
zu versteuern. Der Übernehmer hat entsprechend die Buchwerte 
nach § 6 Abs. 3 EStG bei einem Mitunternehmeranteil, Betrieb 
oder Teilbetrieb bzw. die historischen Anschaffungskosten nach 
§ 17 Abs. 2 Satz 5 EStG bei der Übertragung eines GmbH-Anteils 
fortzuführen. Es gilt die sog. Fußstapfentheorie.20

3.5  Problematik: Reduzierung bzw. Aussetzung 
der Versorgungsleistungen
Wird ein Übergabevertrag geschlossen, der dann nicht wie ver-
einbart durchgeführt wird, weil z. B. mangels Leistungsfähigkeit 
die Zahlungen nicht geleistet werden können oder das Versor-
gungsbedürfnis der Vermögensübergeber doch niedriger oder 
höher ist als zunächst erwartet, unterstellt die Finanzverwaltung 
schnell, dass es am Rechtsbindungswillen der Vertragspartner 
fehlt. In der Folge wird die steuerliche Anerkennung des Überga-
bevertrags versagt, sodass die geleisteten Zahlungen nicht als 
Sonderausgaben abzugsfähig sind und die empfangenen Zahlun-
gen im Gegenzug auch nicht versteuert werden müssen.

Änderungen des Versorgungsvertrags können nur dann 
steuerlich berücksichtigt werden, wenn sie von den Vertrags-
parteien schriftlich fixiert worden sind.21 Werden die nach dem 
Vermögensübergabevertrag geschuldeten Versorgungsleistun-
gen „willkürlich“ ausgesetzt, sind die weiteren Zahlungen nach 
Wiederaufnahme der ursprünglich vereinbarten Leistungen nicht 
mehr als Sonderausgaben abziehbar. Eine Rückkehr zu vertrags-
gerechtem Verhalten nach einer Phase einer schwerwiegenden 
Abweichung vom Vereinbarten wird nicht akzeptiert.

Wenn Versorgungsleistungen über einen längeren Zeitraum 
überhaupt nicht erbracht werden, wird ein fehlender Rechtsbin-
dungswillen der Vertragsparteien unterstellt. Dies hat zur Folge, 
dass der Übergabevertrag insg. nicht anerkannt wird und ist 
unabhängig davon, ob die Versorgung des Vermögensübergebers 
gefährdet ist oder nicht. Wenn die Versorgungsleistungen ledig-
lich abgesenkt oder einzelne Zahlungen ausgesetzt werden, sind 
die Zahlungen jedenfalls ab dem Zeitpunkt der wieder vertrags-
gerechten Erfüllung als Sonderausgaben abzugsfähig.

Verspätete Zahlungen hingegen rechtfertigen noch nicht den 
Schluss, dass die Parteien ihren vertraglichen Pflichten insg. 
nicht mehr nachkommen wollen und der Sonderausgabenabzug 
zu versagen ist.22 Vielmehr muss in einer Gesamtschau mit wei-
teren Indizien geprüft werden, ob die Vertragsparteien weiterhin 
Rechtsbindungswillen haben.

Sowohl die Aussetzung als auch die nachträgliche Einschränkung 
der wiederkehrenden Bezüge muss von den Vertragspartnern 
schriftlich fixiert und begründet werden, da ansonsten nicht 

19	 § 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG.
20	 § 11d Abs. 1 EStDV.
21	 BFH, Urteil v. 15.09.2010 — X R 13/09, BStBl. II 2011, S. 641.
22	 BFH, Urteil v. 15.09.2010 — X R 10/09 n.v.

geprüft werden kann, ob die Änderungen der Zahlungen durch 
die Änderung der Verhältnisse (Leistungsfähigkeit, Versorgungs-
bedürfnis) gerechtfertigt werden kann. Dabei sollte zugleich 
festgelegt werden, wann bzw. bei Eintritt welcher Voraussetzun-
gen wieder die ursprünglich vereinbarten Versorgungsleistungen 
entrichtet werden sollen.

HINWEIS Die tatsächliche Durchführung des Versorgungsver-
trages sollte von den Beteiligten sowie deren steuerlichen 
Beratern regelmäßig überprüft werden. Änderungsvereinba-
rungen bedürfen der Schriftform und müssen begründet wer-
den, wenn sie steuerlich anerkannt werden sollen.

3.6  Weitere Zahlungen neben den Versorgungsleistungen an 
den Übergeber
Werden neben der Versorgungsleistung zusätzlich weitere 
Gegenleistungen gewährt, das können z. B. Abstandszahlungen, 
Gleichstellungsgelder an weichende Erben oder Schuldenüber-
nahmen sein, kann sich ein teilentgeltlicher Vorgang ergeben. 
Das bedeutet, die Versorgungsleistungen an den Übergeber 
bleiben Sonderausgaben und insoweit liegt ein unentgeltlicher 
Vorgang vor. Aber insoweit andere Leistungen zu erbringen sind, 
liegt anteilig ein entgeltlicher Vorgang vor (siehe hierzu 5. Ein-
ordnung der Rentenzahlungen als Kaufpreisrente).

3.7  Schenkungsteuerliche Auswirkungen
Da die begünstigte Übertragung gegen Versorgungsleistungen 
einen unentgeltlichen Vorgang darstellt, ist der Tatbestand der 
Schenkung erfüllt und unterliegt somit grundsätzlich der Schen-
kungsteuer.23 Allerdings handelt es sich bei der Übertragung des 
Vermögens, welches als begünstigte Vermögensübertragung 
gegen Versorgungsleistungen zu behandeln ist, auch um begüns-
tigungsfähiges Vermögen nach dem Erbschaft- und Schenkung-
steuergesetz.24

Zur erbschaft- und schenkungsteuerlichen Begünstigung bei 
der unentgeltlichen Übertragung solchen Vermögens siehe das 
DWS-Merkblatt Nr. 1070 „Übertragung von Betriebsvermögen bei 
der Erbschaftsteuer — Verschonungsregeln in der praktischen 
Anwendung“.

Zu beachten ist, dass der Barwert der Rentenzahlungen von der 
erbschaft- bzw. schenkungsteuerlichen Bemessungsgrundlage 
abgezogen werden kann.25

23	 § 1 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG.
24	 § 13b Abs. 1 i. V. m. § 13a ErbStG.
25	 §§ 13, 14 BewG.
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4.  EINORDNUNG DER RENTENZAHLUNGEN ALS 
UNTERHALTSLEISTUNGEN

Liegen keine derartig begünstigten Versorgungsleistungen vor, 
ist zu prüfen, ob und wenn ja, in welcher Höhe Unterhaltsleistun-
gen vorliegen. Soweit es sich um Unterhaltsleistungen handelt, 
liegt zwar ebenfalls ein unentgeltlicher Vorgang vor, jedoch sind 
die geleisteten Rentenzahlungen, insoweit eine Unterhaltsleis-
tung vorliegt, steuerlich nicht abzugsfähig.26

Liegen keine begünstigten Versorgungsleistungen vor, ist der 
Wert des übertragenen Vermögens dem Barwert der Renten-
zahlungen gegenüberzustellen. Ist der Barwert der Rentenzah-
lungen höher als der Wert des übertragenen Vermögens, ist der 
übersteigende Anteil als steuerlich nicht abziehbare Unterhalts-
leistung anzusehen. Ist der Barwert der Rentenzahlungen mehr 
als doppelt so hoch wie der Wert des übertragenen Vermögens, 
liegen insg. nicht abziehbare Unterhaltsleistungen vor. Soweit 
eine Rentenzahlung vorliegt, ist der Vorgang als unentgeltlich 
einzustufen.

BEISPIEL Das zu übertragende Vermögen, z. B. eine Immobilie, 
hat einen Wert von 500.000 €. Der 55jährige Vater überträgt 
diese Immobilie seinem Sohn gegen eine lebenslange monatli-
che Rente von 3.500 €. Der Rentenbarwert beträgt 13,915 
(Vervielfältiger Mann mit 55 Jahren, Sterbetafel ab 
01.01.2025) x 3.500 € x 12 Monate = 584.430 €. Der Renten-
barwert liegt 84.430 € über dem Wert der Immobilie. Insoweit 
liegt eine nicht abziehbare Unterhaltsleistung vor. Der restliche 
Betrag — 500.000 € — ist als Kaufpreisrente anzusehen (siehe 
hierzu 5. Einordnung der Rentenzahlungen als Kaufpreisrente). 
Es liegt in Höhe der Kaufpreisrente ein voll entgeltlicher Vor-
gang vor. Der Anteil der Rentenzahlung, der als Unterhaltszah-
lung anzusehen ist, ist ein unentgeltlicher Vorgang.

Soweit die Rentenzahlung als nicht abziehbare Unterhaltsleis-
tung anzusehen ist, ist auch keine Einkommensversteuerung auf 
Seiten des Empfängers vorzunehmen. In Höhe des Wertes des 
übertragenen Vermögens liegt hier jedoch ein entgeltlicher Vor-
gang vor und der Übergeber hat einen Veräußerungsvorgang und 
der Übernehmer einen Anschaffungsvorgang verwirklicht.

ALTERNATIVE Die monatliche Rente beträgt 6.000 €. Der 
Rentenbarwert beträgt 13,915 (Vervielfältiger Mann mit 55 
Jahren, Sterbetafel ab 01.01.2025) x 6.000 € x 12 Monate = 
1.001.880 €. Der Rentenbarwert ist mehr als doppelt so hoch 
wie der Immobilienwert. Die gesamte Rentenzahlung von 
6.000 € ist eine nicht abziehbare Unterhaltsleistung und es 
liegt insg. ein unentgeltlicher Vorgang vor.

In diesem Fall liegt weder ein Anschaffungs- noch ein Veräuße-
rungsvorgang vor. Der Übernehmer tritt in die Fußstapfen des 
Rechtsvorgängers und führt dessen AfA fort.

HINWEIS Das Vorliegen von Unterhaltsleistungen ist in der 
Praxis eher der Ausnahmefall, denn typischerweise wird im 
Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge mehr Vermögen 
übertragen als Gegenleistung in Form einer Rente verlangt 
wird.

Sofern Rentenzahlungen als Unterhaltsleistungen einzuordnen 
sind, handelt es sich um eine Schenkung, die der Erbschafts- und 
Schenkungsbesteuerung unterliegt.

26	 § 12 Nr. 2 EStG.

5.  EINORDNUNG DER RENTENZAHLUNGEN ALS 
KAUFPREISRENTE

In nicht wenigen Fällen bei der Übertragung von Vermögen ge-
gen Rentenzahlung wird weder eine begünstigte Vermögensüber-
gabe gegen Versorgungsleistungen noch eine Unterhaltszahlung 
vorliegen. Dann ist die Zahlung als Kaufpreisrente zu behandeln, 
also wie ein ganz normaler Verkauf mit i. d. R. lebenslanger Ra-
tenzahlung und Anschaffung. Dies gilt auch, wenn Leistung und 
Gegenleistung nicht nach kaufmännischen Gesichtspunkten ge-
geneinander aufgewogen sind und voraussichtlich insg. weniger 
Rente geleistet als Vermögen übertragen wird — wie es bei der 
vorweggenommenen Erbfolge üblich ist.

Insbesondere bei der Übertragung von Vermögen, welches nicht 
als Vermögensübertragung gegen Versorgungsleistungen nach 
§ 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG begünstigt werden kann, liegt regelmäßig 
eine Kaufpreisrente vor. Die Behandlung von solchen Kaufpreis-
renten bei der Übertragung von Vermögen im Rahmen der vor-
weggenommenen Erbfolge unterscheidet sich ertragsteuerlich 
jedoch nicht von einem Veräußerungsgeschäft auf Rentenbasis 
unter fremden Dritten. Damit sind auch im Rahmen der vorweg-
genommenen Erbfolge die allgemeinen Grundsätze zur Vermö­
gensübertragung gegen Kaufpreisrente anzuwenden.

BEISPIEL Das zu übertragende Vermögen, z. B. eine Immobi-
lie, hat einen Wert von 500.000 €. Der 55jährige Vater über-
trägt diese Immobilie seinem Sohn gegen eine lebenslange 
monatliche Rente von 3.500 €. Der Rentenbarwert beträgt 
13,915 (Vervielfältiger Mann mit 55 Jahren, Sterbetafel ab 
01.01.2025) x 3.500 € x 12 Monate = 584.430 €. Das bedeu-
tet, der Sohn bezahlt die Immobilie vollständig und leistet 
sogar mehr als die Immobilie wert ist. Bis zum angemessenen 
Kaufpreis — hier 500.000 € — liegt ein vollentgeltlicher Vor-
gang, also Anschaffungskosten, vor. Der übersteigende Teil 
sind nicht abziehbare Unterhaltleistungen.

ALTERNATIVE Die monatliche Rente beträgt 1.000 €. Der 
Rentenbarwert beträgt 13,915 (Vervielfältiger Mann mit 55 
Jahren, Sterbetafel ab 01.01.2025) x 1.000 € x 12 Monate = 
166.980 €. Der Rentenbarwert liegt unter dem Wert des über-
tragenen Vermögens und es liegt ein teilentgeltlicher Vorgang 
vor.

Unter Fremden besteht eine (widerlegbare) Vermutung, dass 
bei der Übertragung von Vermögen Leistung und Gegenleistung 
kaufmännisch gegeneinander abgewogen werden.27 Aber auch 
unter Familienangehörigen kann ein vollentgeltliches Veräuße-
rungsgeschäft angenommen werden. Dies gilt selbst dann, wenn 
objektiv betrachtet ein Ungleichgewicht zwischen Leistung und 
Gegenleistung besteht, die Vertragsparteien subjektiv aber von 
der Gleichwertigkeit ausgehen.28 Bei der Vermögensübergabe im 
Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge soll der Empfänger 
des Vermögens typischerweise einen Teil des Vermögens ohne 
Gegenleistung bzw. einer deutlich verminderten Gegenleistung 
erhalten. Dennoch handelt es sich um einen entgeltlichen Vor-
gang, wenn die Voraussetzungen für begünstigte Versorgungs-
leistungen oder (nicht begünstigte) Unterhaltsleistungen nicht 
erfüllt sind.

27	 BMF, Schreiben v. 13.01.1993, Vorweggenommene Erbfolge, BStBl. I 
1993, S. 80 Rz. 2.

28	 BMF, Schreiben v. 11.03.2010, Renten-Erlass, BStBl. I 2010, S. 227, 
Rz. 5 und 6; BFH, Urteil v. 29.01.1992 — X R 193/87, BStBl. II 1992, 
S. 465.
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Handelt es sich demnach um einen entgeltlichen Vorgang, ist 
zu unterscheiden, was für Vermögen übertragen wurde. Die 
Unterscheidung ist dahingehend relevant, da bei einer entgelt-
lichen Übertragung eines Betriebes, eines Teilbetriebes oder 
eines (gesamten) Mitunternehmeranteils die sog. Einheitstheorie 
anzuwenden ist. Bei einer (teil-)entgeltlichen Übertragung von 
Privatvermögen und Einzelwirtschaftsgütern aus dem Betriebs-
vermögen greift hingegen die sog. Trennungstheorie.

5.1  Einheitstheorie
Nach der sog. Einheitstheorie im Betriebsvermögen (Anwendung 
nur bei der Übertragung eines Betriebes, Teilbetriebes oder 
gesamten Mitunternehmeranteils) liegt ein voll entgeltliches Ge-
schäft vor. Danach ist trotz einer teilentgeltlichen Veräußerung 
von Betrieben, Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen von 
einem einheitlichen Anschaffungs- und Veräußerungsgeschäft 
auszugehen, wenn der Veräußerungspreis den Buchwert des 
übertragenen Betriebsvermögens (Kapitalkonto) übersteigt.

Es erfolgt seitens des Übertragenden keine Aufspaltung in einen 
entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil. Bei der Besteuerung 
des Veräußerungsergebnisses hat der Veräußerer das Wahlrecht 
zwischen der Sofortbesteuerung und der Zuflussbesteuerung.29 
Bei der Sofortbesteuerung ist die Differenz zwischen Entgelt 
(= Rentenbarwert) und steuerlichem Kapitalkonto des Überge-
bers der nach § 16 EStG im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
zu besteuernde Veräußerungsgewinn.30 Zusätzlich ist bei Zufluss 
der Rente der Ertragsanteil der Rente, dessen Höhe vom Alter 
des Übergebers abhängig ist, als Renteneinkünfte nach § 22 
Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, Doppelbuchst. bb EStG zu versteuern. Bei 
der Zuflussbesteuerung entsteht der Veräußerungsgewinn erst, 
wenn der Kapitalanteil der Renten (= jährliche Minderung des 
Rentenbarwerts) das steuerliche Kapitalkonto überschreitet. Ab 
dem Zeitpunkt sind die Rentenzahlungen als nachträgliche Be-
triebseinnahmen i. S. d. §§ 15 (18 oder 13), 24 EStG zu versteuern. 
Die Begünstigungen der Besteuerung nach § 16 EStG, wie der 
Freibetrag, oder die ermäßigte Besteuerung, greifen nicht. Der 
Zinsanteil in den Renten (= Differenz zwischen Zahlungen und 
Minderung des Rentenbarwertes) sind ebenfalls Einkünfte nach 
§§ 15 (18 oder 13), 24 EStG, sodass der günstige Kapitalertrag-
steuersatz sowie der Sparerpauschbetrag nicht zur Anwendung 
kommen kann. Diese Einkünfte werden jedoch bereits bei Zufluss 
und nicht erst bei Übersteigen des Kapitalkontos besteuert.31

Beim Übernehmer ist der Mehrbetrag über dem Kapitalkonto 
verhältnismäßig auf die stillen Reserven der bilanzierten akti-
ven Wirtschaftsgüter zu verteilen, wenn keine Zuordnung der 
Anschaffungskosten auf die einzelnen Wirtschaftsgüter vorge-
nommen wurde. Eine Zuordnung muss jedoch nach außen hin 
erkennbar und darf wertmäßig nicht unangemessen sein.32

Steht fest, dass das Entgelt sogar höher ist als der Buchwert 
zzgl. des Anteils an den stillen Reserven der bilanzierten Wirt-
schaftsgüter und ist keine Zuordnung erfolgt, ist der Mehrbetrag 
primär auf nicht bilanzierte (abnutzbare) immaterielle Einzel-
wirtschaftsgüter, sekundär auf einen Geschäftswert und tertiär 

29	 R 16 Abs. 11 EStR. 
30	 BMF, Schreiben v. 13.01.1993, Vorweggenommene Erbfolge, BStBl. I 

1993, S. 80 Rz. 35 ff.
31	 BMF, Schreiben v. 03.08.2004, Halbeinkünfteverfahren bei Be-

triebsveräußerung, BStBl. I 2004, S. 1187.
32	 BMF, Schreiben v. 13.01.1993, Vorweggenommene Erbfolge, BStBl. I 

1993, S. 80 Rz. 14 und 47.

auf nicht abnutzbare immaterielle Einzelwirtschaftsgüter zu 
verteilen (sog. Stufentheorie).

5.2  Trennungstheorie
Bei der Trennungstheorie — Anwendung im Privatvermögen und 
bei der Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern im Betriebs-
vermögen — wird eine Aufspaltung in einen entgeltlich und einen 
unentgeltlich erworbenen Teil vorgenommen. Diese Teilentgelt-
lichkeit beim Vermögenserwerb kommt im Rahmen der vorweg-
genommenen Erbfolge insb. dann vor, wenn Gleichstellungsgelder 
an weichende Erben zu entrichten sind, aber auch wenn Kredite 
zu übernehmen sind oder sich der Vermögensübergeber eine 
Versorgung ausbedingt.

BEISPIEL Der Vater überträgt der Tochter das vermietete 
Mehrfamilienhaus, deren Wert 800.000 € beträgt. Um den 
Bruder nicht zu benachteiligen, muss die Tochter an ihn ein 
Gleichstellungsgeld i. H. v. 400.000 € bezahlen.

ALTERNATIVE Die Tochter muss den noch auf der Immobilie 
lastenden Kredit von 400.000 € abzahlen.

ALTERNATIVE Der 55-jährige Vater bedingt sich eine lebens-
lange monatliche Rente von 2.380 € aus (2.380 € x 13,915 x 
12 Monate = 397.412 €).

In diesen Fällen erhält der Übernehmer des Vermögens je-
weils Vermögen im Wert von 800.000 €, muss jedoch nur ca. 
400.000 € dafür bezahlen.

Nach der Trennungstheorie bedeutet dies, dass der Übernehmer 
die Hälfte der Immobilie bezahlt (vollentgeltlich erwirbt) und 
insoweit eigene Anschaffungskosten mit eigener AfA hat. Der 
Übergeber verkauft die hälftige Immobilie. Die andere Hälfte der 
Immobilie erhält der Übernehmer vom Übergeber geschenkt und 
insoweit greift die Fußstapfentheorie, d. h., der Übernehmer führt 
die Anschaffungskosten und die AfA des Übergebers fort, soweit 
sie nicht verbraucht ist.33 Der Übergeber hat entsprechend ein 
Veräußerungsgeschäft, bei dem insb. bei der Übertragung von 
Privatvermögen zunächst zu prüfen ist, ob überhaupt ein steuer-
barer Vorgang vorliegt.

ACHTUNG Hier kann sich schnell eine Steuerfalle ergeben. 
Wird beispielsweise eine Immobilie an eines der Kinder im 
Wege der Schenkung übertragen, muss das Kind jedoch einen 
restlichen Kredit für die Immobilie abbezahlen, liegt ebenso 
ein teilentgeltlicher Vorgang vor und die Spekulationsfristen 
sind auf Seite des Übergebers und des Übernehmers zu 
beachten.

Ist der Vorgang steuerbar, hängt die steuerliche Behandlung 
beim Veräußerer davon ab, welche Art von Vermögensgegen-
stand veräußert wurde. Wurde ein Einzelwirtschaftsgut des 
Betriebsvermögens gegen lebenslange Rente übertragen, ist 
die steuerliche Behandlung identisch mit der Übertragung eines 
ganzen Betriebs unter Anwendung der Sofortversteuerung, ohne 
dass jedoch die Begünstigungen, wie der Freibetrag oder die 
ermäßigte Besteuerung, zur Anwendung kommen. Das Wahlrecht 
zur Zuflussbesteuerung besteht in dem Fall nicht. Die Berech-
nung erfolgt jedoch nur unter Zugrundelegung der Werte für den 
entgeltlichen Teil.

33	 § 11d Abs. 1 EStDV.
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Wird ein Anteil an einer Kapitalgesellschaft übertragen, der die 
Voraussetzungen des § 17 EStG erfüllt, gelten für den entgeltlich 
übertragenen Anteil ebenfalls die gleichen Regelungen wie bei 
der Veräußerung eines ganzen Betriebs. Der Veräußerer hat das 
Wahlrecht zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung.34 Statt des 
Freibetrags des § 16 Abs. 4 EStG ist jedoch das Teileinkünfte-
verfahren anzuwenden. Das Teileinkünfteverfahren findet auch 
bei der Wahl der Zuflussbesteuerung Anwendung, soweit der 
Rentenanteil als nachträgliche Einnahmen (= Minderung des Ren-
tenbarwertes) zu erfassen ist. Zusätzlich sind sowohl im Fall der 
Sofort- als auch der Zuflussbesteuerung der Ertragsanteil der 
Rente, dessen Höhe vom Alter des Übergebers abhängig ist, als 
Renteneinkünfte nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, Doppelbuchst. 
bb EStG zu versteuern, und zwar im Zeitpunkt des Zuflusses.

Bei der Übertragung anderer Wirtschaftsgüter des Privatver­
mögens kommt nur die Zuflussbesteuerung zur Anwendung. Ein 
Veräußerungsgewinn entsteht, wenn der Rentenbarwert die (fort-
geführten) Anschaffungs- oder Herstellungskosten überschreitet, 
die auf den entgeltlichen Teil entfallen. Der Veräußerungsge-
winn ist jedoch erst in dem Zeitpunkt zu versteuern, wenn die 
Rentenzahlungen in Höhe des Rückgangs des Rentenbarwerts 
die (fortgeführten) Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
auch übersteigen. Der Ertragsanteil der Rente ist wiederum als 
Renteneinkünfte nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a, Doppelbuchst. 
bb EStG zu versteuern, und zwar im Zeitpunkt des Zuflusses der 
Rentenzahlung.

Der Übernehmer bzw. Erwerber hat jeweils in allen Fällen in Höhe 
des Rentenbarwerts Anschaffungskosten für den entgeltlich 
erworbenen Anteil des Vermögens. Der in den Renten enthaltene 
Zinsanteil stellt grundsätzlich im Zeitpunkt des Abflusses Wer-
bungskosten oder Betriebsausgaben dar, sofern das übernomme-
ne Vermögen im Rahmen einer Einkunftsart verwendet wird.

Der unentgeltlich übernommene Vermögensanteil unterliegt 
wiederum der Erbschaft- oder Schenkungsteuer.

34	 R 17 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. R 16 Abs. 11 EStR.
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